Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


zu Südafrika 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt den Besuch des Ministerpräsi- 
denten der Repubhk Südafrika zum Anlaß für die Feststellung, 
daß die Apartheidpohtik der weißen Minderheitsregierung und 
die in ihrem Wesen liegende Aggressivität nach innen und nach 
außen die entscheidenden Ursachen dafür sind, daß sich das 
südhche Afrika zu einem gefährhchen Krisenherd der Weltpohtik 
entwickelt hat. Der Deütsche Bundestag fordert konkrete poh- 
tische und wirtschafüiche Maßnahmen, die zu einem raschen 
friedhchen Wandel in Richtung auf eine demokratisch legitimierte 
plurahstische Herrschaft beitragen können. Dadurch kann die 
Lage der unterdrückten Bevölkerungsmehrheit in der Repubhk 
Südafrika nachhaltig verbessert werden. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt das Bestehen von Vertretungen 
der Befreiungsbewegungen Südafrikas und Namibias, des ANC 
und der SWAPO, in Bonn als Zeichen der Bereitschaft zur ver- 
stärkten Zusammenarbeit. Der Deutsche Bundestag hält die 
Unterstützung aller Kräfte für erforderhch, die gegen Rassismus 
und Apartheid im südhchen Afrika gerichtet sind. Dazu sind nicht 
nur die Bundesregierung und die im Deutschen Bundestag ver- 
tretenen Parteien aufgerufen, sondern auch die gesellschafthchen 
Gruppen und Verbände in der Bundesrepubhk Deutschland. Der 
Deutsche Bundestag würdigt in diesem Zusammenhang insbeson- 
dere die Aktivitäten der Kirchen und der Gewerkschaften. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, Mini- 
sterpräsident Botha nicht nur allgemein ihre ablehnende Haltung 
zur Apartheid zu erklären, sondern ihm zweifelsfrei klarzu- 
machen, daß sie in der gegenwärtigen südafrikanischen Vertrags- 
pohtik keinen Schritt auf dem Weg zu einem dauerhaften und 
gerechten Frieden sieht. 

Der Deutsche Bundestag ist sich bewußt, daß diese südafrika- 
nische PoUtik die Konsohdierung der Apartheid und die Kontrolle 
über Namibia ebenso zum Ziel hat wie die Schwächung der 
antikoloniahstischen und antirassistischen Kräfte in der Region. 
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Die Bundesregierung muß Ministerpräsident Botha auffordern, 
die Unterdrückung der gegen die Apartheid gerichteten Kräfte zu 
beenden und den Unabhängigkeitsprozeß Namibias auf der 
Grundlage der Resolution 435 des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen nicht weiter zu behindern. Insbesondere muß er aufge- 
fordert werden, die Konstruktion eines Zusammenhangs zwischen 
der Anwesenheit kubanischer Truppen in Angola und der Präsenz 
südafrikanischer Truppen in Namibia nicht mehr aufrecht- 
zuerhalten. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierimg auf, die 
besonnene, mäßigende und auf Frieden gerichtete Politik der 
Frontstaaten zu unterstützen. Ein erster unabdingbarer Schritt in 
diese Richtung ist die deutliche Verstärkung der entwicklungs- 
politischen Zusammenarbeit mit diesen Ländern. 

Bonn, den 25. Mai 1984 

Dr, Vogel und Fraktion 
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